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(2a) Soweit die Ansprüche auf Arbeitsentgelt vor der Er­
öffnung deir Gesamtvollstreckung zu ihrer Vorfinanzierung 
übertragen oder verpfändet worden sind, besteht ein An­
spruch auf Konkursausfallgelid nur, wenn im Zeitpunkt der 
Übertragung oder Verpfändung der neue Gläubiger oder 
Pfandgläubiger nicht zugleich Gläubiger des Arbeitgebers oder 
an dessen Unternehmen beteiligt war. Dasselbe gilt, wenn 
Satz 1 durch andere Gestaltungen umgangen wird.

(3) Pfandrechte, die an den Ansprüchen auf Arbeitsentgelt 
bestehen, die auf die Arbeiitsverwaltung nach § 141 m über­
gegangen sind, erlöschen, wenn das Arbeitsamt das Konkurs- 
ausfalllgeüd an den Berechtigten gezahlt hat

§1411
Verfügungen über Konkursausfallgeld

(1) Der Anspruch auf Konkursausfallgeld kann selbständig 
nicht verpfändet oder übertragen werden, bevor das Konkurs- 
ausfailgeld beantragt worden ist. Eine Pfändung des An­
spruches auf Konkursausfaililgeld vor diesem Zeitpunkt gilt 
als mit der Maßgabe ausgesprochen, daß sie den Anspruch 
auf Konkursausfallgeld erst von diesem Zeitpunkt an erfaßt.

(2) Der Anspruch auf Konkursausfallgeld kann wie der An­
spruch auf Arbeitseinkommen gepfändet verpfändet oder 
übertragen werden, nachdem das Konkursausfallgeld bean­
tragt worden ist.

§ 141 m 
Anspruchsübergang

(1) Die Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die den Anspruch auf 
Konkursausfallgeld begründen, gehen mit der Stellung des 
Antrages auf Konkursausfallgeld auf die Arbeitsverwaltung 
über.

(2) Die gegen den Arbeitnehmer begründete Anfechtung 
nach der Verordnung über die Gesamtvollstreckung findet 
gegen die Arbeitsverwaltung statt.

§ 141 n
Entrichtung von Pflichtbeiträgen

(1) Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
und zur gesetzlichen Rentenversicherung sowie Beiträge zur 
Arbeitsverwaltung, die auf Arbeitsentgelte für die letzten der 
Eröffnung der Gesamtvoilstreckung vorausgehenden drei Mo­
nate des Arbeitsverhältnisses entfallen und bei Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung noch nicht entrichtet worden sind, ent­
richtet das Arbeitsamt auf Antrag der zuständigen Binzugs- 
stelle. Die 'Emaugsstelle hat dem Arbeitsamt die Beiträge 
nachzuweisen und dafür zu sorgen, daß die Beschäftigumgszeit 
und das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt einschließlich 
des Arbeitsentgelts, für das Beiträge nach Satz 1 entrichtet 
werden, dem zuständigen Rentenversicherungsträger mitge­
teilt werden. §§ 141 c, 141 e, 141 h Abs. 1 und 3 gelten ent­
sprechend.

(2) Die Ansprüche auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Bei­
träge bleiben gegenüber dem Arbeitgeber bestehen. Soweit 
Zahlungen geleistet werden, hat die Einzugsstelle dem Ar­
beitsamt die nach Absatz 1 Satz 1 entrichteten Beiträge zu er­
statten.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t
Gemeinsame Vorschriften über die 

Gewährung von Leistungen

Erster Unterabschnitt 
Gemeinsame Verfahrensvorschriften

§142
Mitwirkungspflichten des Leistungsberechtigten

(1) Wer eine Leistung beantragt oder erhält, hat
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich

sind, und auf Verlangen der Erteilung der erforderlichen 
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung 
erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der 
Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüg­
lich mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen Beweis­
urkunden vorzulegen oder ihrer Vortage zuzustimmen.

Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu 
erstatten hat.

(2) Wer eine Leistung beantragt oder erhält, soll sich auf 
Verlangen der Airbeitsverwaltung ärztlichen oder psycholo­
gischen Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, soweit diese 
für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.

§ 142 a
Grenzen der Mitwirkung

(1) Die Mitwirkumgspflichten nach § 142 bestehen nicht, so­
weit

1. ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis 
zu der in Anspruch genommenen Leistung oder ihrer Er­
stattung steht oder

2. ihre Erfüllung dem Betroffenen nicht zugemutet werden 
kann oder

3. die ArbeitsVerwaltung sich durch einen geringeren Auf­
wand als der Antragsteller oder Leistungsberechtigte die 
erforderlichen Kenntnisse selbst beschaffen kann.

(2) Behandlungen und Untersuchungen,
1. bei denen im Einzeflfall ein Schaden für Leben oder Ge­

sundheit nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlos­
sen werden kann,

2. die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder
3. die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unver­

sehrtheit bedeuten,
können abgelehnt werden.

(3) Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberech­
tigten oder ihnen nahestehende Personen (§§ 26, 27 Straf­
prozeßordnung) die Gefahr zuziehen würde, wegen einer 
Straftat oder einer Ordmungswidrigkeit verfolgt zu werden, 
können verweigert werden.

§ 142 b
Folgen fehlender Mitwirkung

(1) Kommt derjenige, der eine Leistung beantragt oder er­
hält, seinen Mitwirkungspflichten nach § 142 nicht nach und 
wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich 
erschwert, kann die Arbeitsverwaltung ohne weitere Ermitt­
lungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz 
oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraus­
setzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt ent­
sprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte 
in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhaltes 
erheblich erschwert.

(2) Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen die Lei­
stungsvoraussetzungen vor, kann die Arbeitsverwaltung die 
Leistung, die sie nach Absatz 1 versagt oder entzogen hat, 
nachträglich ganz oder teilweise erbringen.

§143
Bescheinigung von Nebeneinkommen

(1) Wer jemanden, der Berufsausbildungsbeihilfe, Unter­
haltsgeld, Übergangsgeld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe (laufende Leistungen) beantragt hat 
oder bezieht, gegen Arbeitsentgelt beschäftigt, ist verpflichtet, 
diesem Art und Dauer der Beschäftigung sowie die Höhe des 
Arbeitsentgelts für die Zeiten zu bescheinigen, für die eine 
laufende Leistung beantragt worden ist oder bezogen wird. 
Er hat dabei den von der Arbeitsverwaltung vorgesehenen


